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Kontext: Bereits 2011 hat die Bundesrepublik Deutschland das Übereinkommen des Europarats 
zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-
Konvention) unterzeichnet, jedoch erst nach ausführlichen Diskussionen 2017 auch ratifiziert. 
Damit gilt die Istanbul-Konvention seit dem 1. Februar 2018 im Range eines Bundesgesetzes 
(BGBl II 2017, S. 1026), welches Landesrecht vorgeht, und zugleich weiterhin als Internationa-
les Recht, welches eine völkerrechtskonforme Auslegung des nationalen Rechts erfordern 
kann. Trotz vieler guter Regelungen und Praktiken gegen geschlechtsspezifische Gewalt be-
steht in Deutschland noch erheblicher Handlungsbedarf zur Umsetzung der Vorgaben aus der 
Istanbul-Konvention.  

Aus Anlass des Internationalen Tags gegen Gewalt gegen Frauen am 25. November 2019 er-
läutert der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) dringlichen Umsetzungsbedarf in sieben The-
menpapieren. Die (faktische) Straflosigkeit von Sterilisationen an Frauen mit Lernschwierigkei-
ten ohne deren Information und Einwilligung ist Gegenstand des vierten Themenpapiers.  

 
Was die Istanbul-Konvention verlangt: Artikel 39(b) der Istanbul-Konvention statuiert die 
Strafbarkeit der vorsätzlichen Durchführung eines chirurgischen Eingriffs mit dem Zweck oder 
der Folge der Fortpflanzungsunfähigkeit einer Frau ohne ihre vorherige informierte Zustim-
mung oder ohne dass sie den Eingriff versteht.  
Aktuelle Situation und Rechtslage: Artikel 39(b) der Istanbul-Konvention verbietet Sterilisati-
onen, wenn die betroffene Frau nicht ihre vorherige und informierte Einwilligung gegeben hat 
oder wenn ihr das Verständnis für diesen Vorgang fehlt. Daher ist auch die Praxis der Sterili-
sationen von Frauen mit Behinderungen einer sehr kritischen Prüfung zu unterziehen. In 
Deutschland sind zwischen 9% und 18% der Frauen mit Behinderungen sterilisiert1 (Frauen 
allgemein im Bundesdurchschnitt zwischen 2% und 6%), besonders betroffen sind Frauen mit 
Lernschwierigkeiten (sogenannter geistiger Behinderung). Nicht selten beruht die Entschei-
dung zur Sterilisation auf Überzeugungsarbeit durch Ärzt*innen, Fachkräfte oder Eltern oder 
mangelnden Kenntnissen über Verhütungsmöglichkeiten. Zugrunde liegen auch kulturelle 
Vorstellungen darüber, wieviel sexuelle Aktivität Frauen mit Behinderungen insgesamt zuge-
traut und zugestanden wird, insbesondere wenn sie in Einrichtungen untergebracht sind.2 

 
1  BMFSJ (Hg.), Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Behinderungen und Beeinträchtigungen in Deutschland, 

2013, http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Publikationen/publikationsliste,did=199822.html. 
2  Siehe dazu Julia Zinsmeister, Hat der Staat den Bürger*innen Sexualität zu ermöglichen?, in: Ulrike Lembke (Hg.), Regu-

lierungen des Intimen. Sexualität und Recht im modernen Staat, 2017, S. 71 (76ff.).  
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Obwohl die Möglichkeit der Zwangssterilisation 1992 aufgehoben wurde, bietet § 1905 BGB 
weiterhin die Grundlage für die Sterilisation einwilligungsunfähiger Personen mit Zustimmung 
der Betreuerin bzw. des Betreuers und Genehmigung des Betreuungsgerichts. Jährlich werden 
ungefähr 37 solcher Sterilisationen durchgeführt.3 Eine weitaus höhere Zahl von Frauen mit 
Lernschwierigkeiten (sog. geistiger Behinderung) wird jedoch sterilisiert, ohne dass überhaupt 
das vorgesehene Verfahren durchlaufen wird.4 Vielmehr werden sie von Ärzt*innen, Pflege-
kräften oder Familienangehörigen falsch informiert, belogen, bedrängt oder angewiesen, 
diese Maßnahme durchführen zu lassen. Oft erfolgt die Sterilisation „prophylaktisch“, ohne 
dass überhaupt ein konkretes Schwangerschaftsrisiko besteht. 
Handlungsbedarf: Die Istanbul-Konvention verlangt zunächst die Streichung von § 1905 BGB.5 
Jede Sterilisation, in welche die betroffene Frau nicht selbst wirksam eingewilligt hat, ist eine 
strafbare schwere Körperverletzung gemäß § 226 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 StGB (sofern es sich nicht 
um eine unvermeidbare Nebenfolge eines medizinisch dringend indizierten Eingriffs handelt). 
Dieses bestehende Strafrecht muss aber auch effektiv durchgesetzt werden. Dazu bedarf es 
unter anderem der Aufklärung von Ärzt*innen über die Strafbarkeit von Sterilisationen gegen 
oder ohne den Willen der Betroffenen sowie eines wirksamen Monitoring-Systems für ent-
sprechende Verletzungen der reproduktiven Gesundheit von Frauen mit Behinderungen in 
Einrichtungen.  
 
Forderungen:  
Jede Sterilisation ohne die vorherige, informierte und wirksame Einwilligung der betroffe-
nen Frau stellt eine Straftat dar und ist konsequent zu verfolgen. Dies gilt auch und insbe-
sondere für Sterilisationen von Frauen mit Lernschwierigkeiten (sog. geistiger Behinderung). 
§ 1905 BGB ist zu streichen. Es sind effektive Maßnahmen zu ergreifen, um Sterilisationen 
auf der Basis unzureichender Aufklärung und unwirksamer Einwilligungen entgegenzuwir-
ken. 
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3  Bundesamt für Justiz, Betreuungsverfahren: Zusammenstellung der Bundesergebnisse für die Jahre 1992 bis 2014, 2015, 

https://www.bundesjustizamt.de/DE/SharedDocs/Publikationen/Justizstatistik/Betreuungsverfahren.pdf?__blob=publi-
cationFile&v=6.  

4  Umfassend Julia Zinsmeister, Zur Einflussnahme rechtlicher Betreuerinnen und Betreuer auf die Verhütung und Familien-
planung der Betreuten, in: BtPrax 2012, S. 227ff.   

5  Dies verlangt auch die UN-Behindertenrechtskonvention, siehe UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen, Abschließende Bemerkungen zum ersten Staatenbericht Deutschlands, CRPD/C/DEU/CO/1 (2015), Rn. 38(a).  


